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Senatsverwaltung für Finanzen  

IV D 34 

Stand: August 2020 

 
Merkblatt 

über 
das Verbot der Annahme von Belohnungen, Geschenken  

und sonstigen Vorteilen durch Beschäftigte  
des Landes Berlin 

 
I. Allgemeines 
 
(1) Die selbstlose, uneigennützige und auf keinen persönlichen Vorteil bedachte Führung der 

Dienstgeschäfte ist eine der wesentlichen Grundlagen eines am Wohl der Bevölkerung 
ausgerichteten öffentlichen Dienstes. 

 
(2) Beschäftigte, die in Bezug auf ihr Amt oder ihren Beruf Geschenke oder sonstige Vorteile 

annehmen, gefährden das Vertrauen der Allgemeinheit und ihrer Behörde in ihre 
Zuverlässigkeit und setzen das Ansehen des öffentlichen Dienstes herab. Sie erwecken 
zugleich den Verdacht, für Amtshandlungen allgemein käuflich zu sein und sich bei ihren 
Dienstgeschäften nicht ausschließlich an sachlichen Erwägungen zu orientieren, sondern 
sich auch von der Rücksicht auf die ihnen zugesagten, gewährten oder von ihnen 
geforderten Vorteile leiten zu lassen. Dies ist im Interesse einer funktionsgerecht, 
zweckmäßig und sachlich orientierten Verwaltung auszuschließen.  
 

(3) Eine Amtsbezogenheit ist nicht innerhalb des dienstlichen Umfeldes bei 
Aufmerksamkeiten gegeben, die üblicherweise unter Beschäftigten aus persönlichen 
Anlässen ausgetauscht werden (zum Beispiel Blumenstrauß zu Geburtstagen). 

 
II. Dienstrechtliche Bestimmungen 

(1) Nach § 42 Absatz 1 Satz 1 des Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG) dürfen Beamtinnen 
und Beamte, auch nach Beendigung des Beamtenverhältnisses, keine Belohnungen, 
Geschenke und sonstigen Vorteile für sich oder eine dritte Person in Bezug auf ihr Amt 
fordern, sich versprechen lassen oder annehmen. Ausnahmen bedürfen der Zustimmung 
ihres gegenwärtigen oder letzten Dienstherrn (§ 42 Absatz 1 Satz 2 BeamtStG). Nach 
§ 10 Satz 1 des Richtergesetzes des Landes Berlin (RiGBln) gilt § 42 BeamtStG für 
Berliner Richterinnen und Richter entsprechend. Nach § 51 Absatz 1 Satz 1 des 
Landesbeamtengesetzes (LBG) entscheidet über Ausnahmen nach § 42 Absatz 1 Satz 2 
des Beamtenstatusgesetzes die gegenwärtige oder letzte oberste Dienstbehörde. Die 
Befugnis kann auf die Dienstbehörde oder die oder den Dienstvorgesetzten übertragen 
werden (§ 51 Absatz 1 Satz 2 LBG). 
 

(2) Nichtbeamtete Beschäftigte dürfen Belohnungen, Geschenke und sonstige Vorteile 
(„Provisionen oder sonstige Vergünstigungen“) von Dritten in Bezug auf ihre Tätigkeit nur 
mit Zustimmung des Arbeitgebers annehmen; sie haben entsprechende Angebote 
unverzüglich und unaufgefordert dem Arbeitgeber mitzuteilen. 
 

(3) Belohnungen, Geschenke und sonstige Vorteile umfassen – auch geringwertige – Vorteile 
aller Art (Geld- und Sach- sowie sonstige Leistungen, beispielsweise Freikarten für 
Messen, Sportveranstaltungen, Filmaufführungen, Events, Einladungen mit Bewirtung, 
Vermittlung von Einkaufsmöglichkeiten zu Vorzugspreisen, selbst Aufmerksamkeiten wie 
Kugelschreiber, Kalender und Werbeträger).  
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(4) Nach Abschnitt VI. Absatz 2 Buchstabe b der Ausführungsvorschriften über das Verbot 
der Annahme von Belohnungen, Geschenken und sonstigen Vorteilen (AV Belohnungen 
und Geschenke – AV BuG) bestehen lediglich die Behördenleitung betreffend (vgl. 
Abschnitt I. Nr. 1.2) grundsätzlich keine Bedenken bzgl. der allgemeinen 
Zustimmungserklärung durch die zuständige Stelle zur Annahme von Frei- und 
Eintrittskarten, kostenlosem Besuch von Sportveranstaltungen oder kulturellen 
Veranstaltungen im Rahmen gesellschaftlicher Gepflogenheiten.   
 

(5) Auf die dazu ergangenen Ausführungsvorschriften vom 12. August 2020 (ABl. S. 4633) 
wird ergänzend hingewiesen. 

 
(6) Es gilt grundsätzlich das Verbot der Annahme. Die Zustimmung zur Annahme stellt eine 

Ausnahme dar und ist nur in einem eng begrenzten Umfang zulässig. Es steht im 
pflichtgemäßen Ermessen der zuständigen Stelle, diese Zustimmung auch nur unter 
Auflagen zu erteilen.  
 

(7) Von der obersten Dienstbehörde können ergänzende oder weitergehende Anordnungen 
getroffen werden. Auch kann diese der Annahme von bestimmten, nicht 
beanstandungswürdigen Geschenken allgemein zustimmen. Soweit die 
Entscheidungsbefugnis an die Dienstbehörde oder die oder den Dienstvorgesetzten 
übertragen wurde, können auch diese bestimmten Annahmen allgemein zustimmen.  
 

(8) Angebote von nicht allgemein zugelassenen Belohnungen, Geschenken oder sonstigen 
Vorteilen sind in jedem Fall der zuständigen Stelle mitzuteilen. 
 

(9) Zur Annahme von Vorteilen, denen nicht allgemein zugestimmt wurde, bedarf es eines 
Antrags an die zuständige Stelle. Hierbei sind von der bzw. dem Beschäftigten alle 
maßgeblichen Umstände vollständig mitzuteilen. Eine bloße Anzeige oder ein Hinweis, 
bspw. im Zusammenhang mit einem Reisekostenantrag, ist nicht ausreichend. 
 

(10) Bitte informieren Sie sich bei Ihrer Büroleitung über die für Ihre Dienststelle 
getroffenen Regelungen und Entscheidungszuständigkeiten. 
 
 

III. Folgen der Annahme von Vorteilen ohne Zustimmung 
 
3.1 Beamten- und arbeitsrechtliche Folgen 
 
3.1.1 Beamtenrechtliche Folgen 
 
(1) Ein schuldhafter Verstoß gegen die Vorschrift des § 42 BeamtStG stellt bei Beamtinnen 

und Beamten ein Dienstvergehen dar (§ 47 Absatz 1 BeamtStG).  
 
(2) Bei Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten oder sonstigen früheren 

Beamtinnen und früheren Beamten mit Versorgungsbezügen gilt es als Dienstvergehen, 
wenn sie schuldhaft gegen das Verbot der Annahme von Belohnungen, Geschenken und 
sonstigen Vorteilen verstoßen (§ 47 Absatz 2 BeamtStG).  

 
(3) Unabhängig von einem Strafverfahren wird in der Regel ein Disziplinarverfahren 

eingeleitet. Es drohen disziplinarische Maßnahmen bis zur Entfernung aus dem 
Beamtenverhältnis oder bei Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten bis zur 
Aberkennung des Ruhegehalts.  

 
(4) Wird eine Beamtin oder ein Beamter im ordentlichen Strafverfahren durch ein deutsches 

Gericht wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr 
oder wegen einer Tat, die sich auf eine Diensthandlung im Hauptamt bezieht, wegen 
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Bestechlichkeit zu einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten verurteilt, endet 
das Beamtenverhältnis mit der Rechtskraft des Urteils (§ 24 Absatz 1 BeamtStG). 

 
(5) Im Übrigen ist das aufgrund des pflichtwidrigen Verhaltens Erlangte auf Verlangen des 

Dienstherrn nach § 42 Absatz 2 BeamtStG herauszugeben, soweit nicht die Einziehung 
von Taterträgen angeordnet worden ist oder es auf andere Weise auf den Staat 
übergegangen ist. 

 
3.1.2 Arbeitsrechtliche Folgen 
 
(1) Die Missachtung der sich aus den Tarifvorschriften und sonstigen arbeitsrechtlichen Vor-

schriften ergebenden Verpflichtungen stellt eine Arbeitspflichtverletzung dar, die je nach 
den Umständen des Einzelfalles eine ordentliche oder außerordentliche (fristlose) 
Kündigung des Arbeitsverhältnisses rechtfertigen kann.  

 
(2) Darüber hinaus haften Beamtinnen, Beamte, Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer und 

Auszubildende für den durch die rechtswidrige und schuldhafte Tat entstandenen 
Schaden.  

 
3.2 Strafrechtliche Folgen 
 
(1) Eine Beamtin oder ein Beamter, die oder der für die Dienstausübung einen Vorteil für sich 

oder eine dritte Person fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, erfüllt den 
Tatbestand der Vorteilsannahme, die nach § 331 des Strafgesetzbuches (StGB) mit Geld- 
oder Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren bestraft wird. Der Nachweis einer bestimmten 
Amtshandlung als „Gegenleistung“ ist für eine Verurteilung wegen Vorteilsannahme nicht 
erforderlich.  

 
(2) Enthält die Handlung, für die die Beamtin oder der Beamte einen Vorteil für sich oder eine 

dritte Person fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, zusätzlich eine Verletzung 
ihrer oder seiner Dienstpflichten, ist der Tatbestand der Bestechlichkeit gegeben, für die 
§ 332 StGB eine Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren androht; bereits 
der Versuch ist strafbar. In besonders schweren Fällen der Bestechlichkeit droht eine 
Freiheitsstrafe von bis zu zehn Jahren (§ 335 StGB). 

 
(3) Daneben macht sich die oder der Vorgesetzte, die oder der unterstellte Beschäftigte zu 

einer rechtswidrigen Tat im Amt verleitet, nach § 357 StGB strafbar.  
 
(4) Die Strafbarkeit betrifft Amtsträgerinnen oder Amtsträger und für den öffentlichen Dienst 

besonders Verpflichtete (§ 11 StGB). Soweit Beschäftigte oder Auszubildende dazu 
bestellt sind, Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrzunehmen, sind sie Beamtinnen 
und Beamten im Sinne des Strafrechts gleichgestellt. Sie werden daher, wenn sie für 
dienstliche Handlungen Vorteile annehmen, fordern oder sich versprechen lassen, ebenso 
wie Beamtinnen und Beamte nach §§ 331 und 332 StGB bestraft. Den Beamtinnen und 
Beamten strafrechtlich gleichgestellt sind ferner die Beschäftigten sowie die 
Auszubildenden, die nach § 1 des Verpflichtungsgesetzes auf die gewissenhafte Erfüllung 
ihrer Obliegenheiten förmlich verpflichtet worden sind.  

 
(5) Die Vorteilsgeberin oder der Vorteilsgeber wird nach den §§ 333, 334 und 335 StGB 

(Vorteilsgewährung/Bestechung) bestraft.  
 
(6) Bei Freiheitsstrafen von mindestens sechs Monaten wegen einer Straftat u. a. nach 

§§ 332, 335 und 357 StGB kann das Gericht nach § 358 StGB die Fähigkeit, öffentliche 
Ämter zu bekleiden, aberkennen. 

 
(7) Eine Zustimmung zur Annahme von Vorteilen nach § 42 BeamtStG durch die zuständige 

Behörde schließt die Strafbarkeit nicht aus. Dies gilt soweit die Zustimmung durch 
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unrichtige oder unvollständige Angaben erschlichen wurde, in Fällen der Bestechlichkeit 
nach § 332 StGB und bei der Verleitung eines Untergebenen zu einer Straftat nach § 357 
StGB. 

 

IV. Wortlaut der Vorschriften 

 

§ 24 BeamtStG – Verlust der Beamtenrechte 

(1) Wenn eine Beamtin oder ein Beamter im ordentlichen Strafverfahren 
durch das Urteil eines deutschen Gerichts 

1. wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von min-
destens einem Jahr oder 

2. wegen einer vorsätzlichen Tat, die nach den Vorschriften über 
Friedensverrat, Hochverrat und Gefährdung des demokratischen 
Rechtsstaates, Landesverrat und Gefährdung der äußeren Sicherheit 
oder, soweit sich die Tat auf eine Diensthandlung im Hauptamt 
bezieht, Bestechlichkeit, strafbar ist, zu einer Freiheitsstrafe von 
mindestens sechs Monaten 

verurteilt wird, endet das Beamtenverhältnis mit der Rechtskraft des 
Urteils. Entsprechendes gilt, wenn die Fähigkeit zur Bekleidung öffent-
licher Ämter aberkannt wird oder wenn die Beamtin oder der Beamte 
aufgrund einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts nach 
Artikel 18 des Grundgesetzes ein Grundrecht verwirkt hat. 

(2) ... 

 

§ 42 BeamtStG – Verbot der Annahme von Belohnungen, 
Geschenken und sonstigen Vorteilen 

(1) Beamtinnen und Beamte dürfen, auch nach Beendigung des 
Beamtenverhältnisses, keine Belohnungen, Geschenke oder sonstigen 
Vorteile für sich oder eine dritte Person in Bezug auf ihr Amt fordern, 
sich versprechen lassen oder annehmen. Ausnahmen bedürfen der 
Zustimmung ihres gegenwärtigen oder letzten Dienstherrn. 

(2) Wer gegen das in Absatz 1 genannte Verbot verstößt, hat das 
aufgrund des pflichtwidrigen Verhaltens Erlangte auf Verlangen dem 
Dienstherrn herauszugeben, soweit nicht die Einziehung von 
Taterträgen angeordnet worden oder es auf andere Weise auf den Staat 
übergegangen ist. 

 

§ 47 BeamtStG – Nichterfüllung von Pflichten 

(1) Beamtinnen und Beamte begehen ein Dienstvergehen, wenn sie 
schuldhaft die ihnen obliegenden Pflichten verletzen. Ein Verhalten 
außerhalb des Dienstes ist nur dann ein Dienstvergehen, wenn es nach 
den Umständen des Einzelfalls in besonderem Maße geeignet ist, das 
Vertrauen in einer für ihr Amt bedeutsamen Weise zu beeinträchtigen. 

(2) Bei Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten oder früheren 
Beamtinnen mit Versorgungsbezügen und früheren Beamten mit 
Versorgungsbezügen gilt es als Dienstvergehen, wenn sie sich gegen 
die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des 
Grundgesetzes betätigen oder an Bestrebungen teilnehmen, die darauf 
abzielen, den Bestand oder die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland zu beeinträchtigen, oder wenn sie schuldhaft gegen die in 
den §§ 37, 41 und 42 bestimmten Pflichten verstoßen. Bei sonstigen 
früheren Beamtinnen und früheren Beamten gilt es als Dienstvergehen, 
wenn sie schuldhaft gegen die in den §§ 37, 41 und 42 bestimmten 
Pflichten verstoßen. Für Beamtinnen und Beamte nach den Sätzen 1 
und 2 können durch Landesrecht weitere Handlungen festgelegt 
werden, die als Dienstvergehen gelten.  

(3) Das Nähere über die Verfolgung von Dienstvergehen regeln die 
Disziplinargesetze. 

 

§ 51 LBG – Verbot der Annahme von Belohnungen und 
Geschenken  

(1) Über Ausnahmen nach § 42 Absatz 1 Satz 2 des 
Beamtenstatusgesetzes entscheidet die gegenwärtige oder letzte 
oberste Dienstbehörde. Die Befugnis kann auf die Dienstbehörde oder 
die oder den Dienstvorgesetzten übertragen werden.  

(2) Für den Umfang des Herausgabeanspruchs nach § 42 Absatz 2 des 
Beamtenstatusgesetzes gelten die Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuches über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung entsprechend. Die Herausgabepflicht nach Satz 1 

umfasst auch die Pflicht, Auskunft über Art, Umfang und Verbleib 
des Erlangten zu geben.  

 

§ 3 des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst der Länder 
(TV-L) – Allgemeine Arbeitsbedingungen  

(1) Die arbeitsvertraglich geschuldete Leistung ist gewissenhaft 
und ordnungsgemäß auszuführen. Die Beschäftigten müssen sich 
durch ihr gesamtes Verhalten zur freiheitlich demokratischen 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes bekennen.  

(2) Die Beschäftigten haben über Angelegenheiten, deren 
Geheimhaltung durch gesetzliche Vorschriften vorgesehen oder 
vom Arbeitgeber angeordnet ist, Verschwiegenheit zu wahren; dies 
gilt auch über die Beendigung des Arbeitsverhältnisses hinaus.  

(3) Die Beschäftigten dürfen von Dritten Belohnungen, Geschenke, 
Provisionen oder sonstige Vergünstigungen mit Bezug auf ihre 
Tätigkeit nicht annehmen. Ausnahmen sind nur mit Zustimmung 
des Arbeitgebers möglich. Werden den Beschäftigten derartige 
Vergünstigungen angeboten, haben sie dies dem Arbeitgeber 
unverzüglich anzuzeigen. 

(4) … 

 

§ 11 StGB – Personen- und Sachbegriffe 

(1) Im Sinne dieses Gesetzes ist 

1. Angehöriger: 

wer zu den folgenden Personen gehört: 

a) Verwandte und Verschwägerte gerader Linie, der Ehegatte, 
der Lebenspartner, der Verlobte, Geschwister, Ehegatten 
oder Lebenspartner der Geschwister, Geschwister der 
Ehegatten oder Lebenspartner, und zwar auch dann, wenn 
die Ehe oder die Lebenspartnerschaft, welche die Beziehung 
begründet hat, nicht mehr besteht oder wenn die 
Verwandtschaft oder Schwägerschaft erloschen ist, 

b) Pflegeeltern und Pflegekinder; 

2. Amtsträger: 

wer nach deutschem Recht 

a) Beamter oder Richter ist, 

b) in einem sonstigen öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis steht 
oder 

c) sonst dazu bestellt ist, bei einer Behörde oder bei einer 
sonstigen Stelle oder in deren Auftrag Aufgaben der 
öffentlichen Verwaltung unbeschadet der zur 
Aufgabenerfüllung gewählten Organisationsform 
wahrzunehmen; 

2a. Europäischer Amtsträger: 

wer 

a) Mitglied der Europäischen Kommission, der Europäischen 
Zentralbank, des Rechnungshofs oder eines Gerichts der 
Europäischen Union ist, 

b) Beamter oder sonstiger Bediensteter der Europäischen Union 
oder einer auf der Grundlage des Rechts der Europäischen 
Union geschaffenen Einrichtung ist oder 

c) mit der Wahrnehmung von Aufgaben der Europäischen Union 
oder von Aufgaben einer auf der Grundlage des Rechts der 
Europäischen Union geschaffenen Einrichtung beauftragt ist; 

3. Richter: 

wer nach deutschem Recht Berufsrichter oder ehrenamtlicher 
Richter ist; 

4. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter: 

wer, ohne Amtsträger zu sein, 

a) bei einer Behörde oder bei einer sonstigen Stelle, die 
Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt, oder 
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b) bei einem Verband oder sonstigen Zusammenschluss, Betrieb 
oder Unternehmen, die für eine Behörde oder für eine sonstige 
Stelle Aufgaben der öffentlichen Verwaltung ausführen,  

beschäftigt oder für sie tätig und auf die gewissenhafte Erfüllung 
seiner Obliegenheiten auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet 
ist; 

5. … 

 

§ 331 StGB - Vorteilsannahme 

(1) Ein Amtsträger, ein Europäischer Amtsträger oder ein für den 
öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter, der für die Dienstausübung 
einen Vorteil für sich oder einen Dritten fordert, sich versprechen lässt 
oder annimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Ein Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen Union oder 
Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als 
Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, dass 
er eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
Der Versuch ist strafbar. 

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn der Täter einen nicht 
von ihm geforderten Vorteil sich versprechen lässt oder annimmt und 
die zuständige Behörde im Rahmen ihrer Befugnisse entweder die 
Annahme vorher genehmigt hat oder der Täter unverzüglich bei ihr 
Anzeige erstattet und sie die Annahme genehmigt. 

 

§ 332 StGB - Bestechlichkeit 

(1) Ein Amtsträger, ein Europäischer Amtsträger oder ein für den 
öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter, der einen Vorteil für sich 
oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen 
lässt oder annimmt, dass er eine Diensthandlung vorgenommen hat 
oder künftig vornehme und dadurch seine Dienstpflichten verletzt hat 
oder verletzen würde, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren bestraft. In minder schweren Fällen ist die Strafe 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. Der Versuch ist 
strafbar. 

(2) Ein Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen Union oder 
Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als 
Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, dass 
er eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme 
und dadurch seine richterlichen Pflichten verletzt hat oder verletzen 
würde, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren 
bestraft. In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren. 

(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künftige 
Handlung fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, so sind die 
Absätze 1 und 2 schon dann anzuwenden, wenn er sich dem anderen 
gegenüber bereit gezeigt hat, 

1. bei der Handlung seine Pflichten zu verletzen oder, 

2. soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei Ausübung 
des Ermessens durch den Vorteil beeinflussen zu lassen. 

 

§ 333 StGB - Vorteilsgewährung 

(1) Wer einem Amtsträger, einem Europäischen Amtsträger, einem für 
den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten oder einem Soldaten 
der Bundeswehr für die Dienstausübung einen Vorteil für diesen oder 
einen Dritten anbietet, verspricht oder gewährt, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Wer einem Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen Union 
oder Schiedsrichter einen Vorteil für diesen oder einen Dritten als 
Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, dass er eine 
richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn die zuständige 
Behörde im Rahmen ihrer Befugnisse entweder die Annahme des 
Vorteils durch den Empfänger vorher genehmigt hat oder sie auf 
unverzügliche Anzeige des Empfängers genehmigt. 

 

§ 334 StGB – Bestechung 

(1) Wer einem Amtsträger, einem Europäischen Amtsträger, einem für 
den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten oder einem Soldaten 
der Bundeswehr einen Vorteil für diesen oder einen Dritten als 

Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, dass er 
eine Diensthandlung vorgenommen hat oder künftig vornehme und 
dadurch seine Dienstpflichten verletzt hat oder verletzen würde, 
wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren 
bestraft. In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 

(2) Wer einem Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen 
Union oder Schiedsrichter einen Vorteil für diesen oder einen 
Dritten als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, 
dass er eine richterliche Handlung 

1. vorgenommen und dadurch seine richterlichen Pflichten verletzt 
hat oder 

2. künftig vornehme und dadurch seine richterlichen Pflichten 
verletzen würde, 

wird in den Fällen der Nummer 1 mit Freiheitsstrafe von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren, in den Fällen der Nummer 2 mit 
Freiheitstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. Der 
Versuch ist strafbar. 

(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künftige 
Handlung anbietet, verspricht oder gewährt, so sind die Absätze 1 
und 2 schon dann anzuwenden, wenn er den anderen zu 
bestimmen versucht, dass dieser 

1. bei der Handlung seine Pflichten verletzt oder, 

2. soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei der Aus-
übung des Ermessens durch den Vorteil beeinflussen lässt. 

 

§ 335 StGB – Besonders schwere Fälle der Bestechlichkeit 
und Bestechung 

(1) In besonders schweren Fällen wird 

1. eine Tat nach 

a) § 332 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Abs. 3, und 

b) § 334 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2, jeweils auch in Verbindung 
mit Abs. 3, 

mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren und 

2. eine Tat nach § 332 Abs. 2, auch in Verbindung mit Abs. 3, mit 
Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren 

bestraft. 

(2) Ein besonders schwerer Fall im Sinne des Absatzes 1 liegt in 
der Regel vor, wenn 

1. die Tat sich auf einen Vorteil großen Ausmaßes bezieht, 

2. der Täter fortgesetzt Vorteile annimmt, die er als Gegenleistung 
dafür gefordert hat, dass er eine Diensthandlung künftig 
vornehme, oder 

3. der Täter gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, 
die sich zur fortgesetzten Begehung solcher Taten verbunden 
hat. 

 

§ 357 StGB – Verleitung eines Untergebenen zu einer Straftat 

(1) Ein Vorgesetzter, welcher seine Untergebenen zu einer rechts-
widrigen Tat im Amt verleitet oder zu verleiten unternimmt oder 
eine solche rechtswidrige Tat seiner Untergebenen geschehen 
lässt, hat die für diese rechtswidrige Tat angedrohte Strafe 
verwirkt. 

(2) Dieselbe Bestimmung findet auf einen Amtsträger Anwendung, 
welchem eine Aufsicht oder Kontrolle über die Dienstgeschäfte 
eines anderen Amtsträgers übertragen ist, sofern die von diesem 
letzteren Amtsträger begangene rechtswidrige Tat die zur Aufsicht 
oder Kontrolle gehörenden Geschäfte betrifft. 

 

§ 358 StGB - Nebenfolgen 

Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten wegen 
einer Straftat nach den §§ 332, 335, 339, 340, 343, 344, 345 Abs. 
1 und 3, §§ 348, 352 bis 353b Abs. 1, §§ 355 und 357 kann das 
Gericht die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden (§ 45 Abs. 2), 
aberkennen.  


